
GO § 32 a Abs. 3
Fraktionsaustritt ohne Parteiaustritt

§ 32 a GO enthält keine abschlie-
ßende Regelung, sondern ist ver-
fassungskonform dahingehend
auszulegen, daß ein Fraktionsaus-
tritt bei gleichzeitigem Verbleib in
der Partei wirksam ist.

Schl.-Holst. OVG, Urteil vom 26.2.
2003, – 2 L 49/02 –

Zum Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die Wirksamkeit
des freiwilligen Austritts der Klägerin aus
der Fraktion unter Verbleib in der Partei.
Die Klägerin ist Mitglied der X und Stadt-
vertreterin in der Stadt Y. Die Fraktion be-
stand zunächst aus zwei Mitgliedern, der
Klägerin und dem Fraktionsvorsitzenden.
Da es innerhalb der Fraktion zu Meinungs-
verschiedenheiten kam, teilte die Klägerin
im Juli 2000 dem Fraktionsvorsitzenden,
dem Bürgervorsteher und dem Bürger-
meister der Stadt ihren Austritt aus der
Fraktion mit. Ihr wurde daraufhin mitge-
teilt, dass ein Fraktionsaustritt bei weiterer
Parteizugehörigkeit nicht möglich sei. Der
Ortsverband forderte die Klägerin im Au-
gust 2000 auf, aus der Partei auszutreten
und ihr Mandat in der Stadtvertretung an
die zurückzugeben. Die Klägerin wandte
sich an den Landrat des Kreises Plön als
Untere Kommunalaufsichtsbehörde mit
dem Anliegen, aufsichtsrechtlich gegen
die Beklagte vorzugehen. Sie berief sich
auf ein von ihr in Auftrag gegebenes Gut-
achten des wissenschaftlichen Assisten-
ten, der einen Fraktionsaustritt bei Verbleib
in der Partei für möglich hält. Im Septem-
ber 2000 lehnte der Landrat ein Einschrei-
ten ab. Der bisherige Fraktionsvorsitzende
trat im September von seinem Amt
zurück, Mandatsnachfolgerin wurde Frau
_. Ebenfalls im September 2000 stellte der
Ortsverband beim Landesschiedsgericht
des Landesverbandes der Partei Schles-
wig-Holstein den Antrag, die Klägerin aus
der Partei auszuschließen. Zu einem Aus-
schluss kam es nicht, die Klägerin ist nach
wie vor Mitglied der Partei. Ihre am 11. Ok-
tober 2000 erhobene Klage hat die Kläge-
rin damit begründet, dass wegen des ver-
fassungsrechtlich geschützten freien Man-
dats ein Austritt aus der Fraktion auch
ohne Verlassen der Partei möglich sei. Ein
Verbleiben in der Fraktion sei ihr nicht zu-
mutbar. Informationen seien nur teilweise

an sie weitergeleitet worden. Inzwischen
sei auch Frau _ als Fraktionsvorsitzende
zurückgetreten und Herr _ neuer Frakti-
onsvorsitzender.
Die Zusammenarbeit habe sich dadurch
nicht verbessert. Die Fraktion sei mit dem 
Ortsverband verquickt, was auch das
Schiedsgericht erkannt habe. Ein Austritt
aus der Partei sei ihr nicht zuzumuten, da
sie in der Partei großen Rückhalt erfahre.
Zur Begründung, dass ihr Austritt recht-
mäßig sei, hat sie sich auf das von ihr ein-
gereichte Gutachten berufen.
Das Verwaltungsgericht hat die Klage ab-
gewiesen und zur Begründung ausge-
führt, dass § 32 a Abs. 3 Gemeindeord-
nung (GO) das Ausscheiden parteian-
gehöriger Fraktionsmitglieder durch Aus-
tritt aus der Partei regele. Diese Voraus-
setzungen erfülle die Klagerin nicht. § 32 a
GO, der ein Ausscheiden aus einer Frakti-
on durch Erklärung ohne Austritt oder
Ausschluss aus der Partei nicht vorsehe,
sei abschließend. Das ergäben die syste-
matische und die historische Auslegung.
Aus der Gegenüberstellung der gesetzli-
chen Regelungen über das Entstehen
bzw. den Beitritt zu einer Fraktion zu den
Regelungen über das Verlassen einer
Fraktion ergäbe sich, dass der Gesetzge-
ber hier durchaus differenziert und jeweils
korrespondierende Vorschriften erlassen
habe. Dieser Differenziertheit hätte es
nicht bedurft, wenn eine Erklärung hätte
ausreichen sollen, die Fraktion zu verlas-
sen. Auch die historische Auslegung erga-
be eindeutig, dass der Gesetzgeber eine
abschließende Regelung habe treffen wol-
len.
Diese Regelung verstoße auch nicht ge-
gen Verfassungsrecht. Auch wenn allge-
mein anerkannt sei, dass Gemeindevertre-
ter ein freies Mandat innehätten, werde
dessen Kernbestand durch die Regelung
des § 32 a Abs. 3 Satz 1 GO nicht in un-
zulässiger Weise beeinträchtigt. Der Ge-
meindevertreter behalte insbesondere
sein Teilnahmerecht, das Rederecht, das
Antragsrecht und das Stimmrecht. Das
Antragsrecht sei dabei nur in gewisser
Weise eingeschränkt, als bestimmte Ver-
fahrensanträge nur durch Fraktionen ge-
stellt werden könnten. Es bleibe einem
Gemeindevertreter, der kraft Gesetzes ei-
ner Fraktion, einer Partei oder Wähler-
gruppe angehöre, auch unbenommen,
diese Fraktionsmitgliedschaft aufzukündi-

gen, indem er aus der Partei oder Wähler-
gruppe austrete. Unter Beibehaltung sei-
nes Mandats könne er als fraktionsloser
Gemeindevertreter weiterwirken oder sich
einer anderen Fraktion anschließen. 
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin die
vom Verwaltungsgericht zugelassene Be-
rufung eingelegt. 

Aus den Gründen

Die Berufung ist zulässig und begründet.
Zutreffend geht das Verwaltungsgericht
davon aus, dass die Klage zulässig ist, sie
ist auch begründet. Die Klägerin hat einen
Anspruch auf Feststellung, dass sie aus
der Fraktion ausgetreten ist.
Die Bildung sowie das Ausscheiden aus
einer Fraktion regelt § 32 a GO, der wie
folgt lautet:
„(1) In der Gemeindevertretung bilden eine

Fraktion 
1.die Gemeindevertreterinnen und -

vertreter, die derselben Partei an-
gehören, und

2.die Gemeindevertreterinnen und -
vertreter, die auf Vorschlag einer
Wählergruppe gewählt wurden.

(2) Eine Fraktion kann beschließen, dass
Bürgerinnen und Bürger, die nach § 46
Abs. 2 zu Mitgliedern von Ausschüs-
sen gewählt worden sind, Stimmrecht
in den 
Fraktionssitzungen erhalten. Die Ge-
schäftsordnung der Fraktion kann be-
stimmen, dass das Stimmrecht auf
Angelegenheiten ihres Ausschusses
beschränkt wird; das Stimmrecht kann
für Wahlen und Wahlvorschläge aus-
geschlossen werden.

(3) Mitglieder einer Fraktion scheiden aus
ihrer Fraktion aus, wenn sie aus ihrer
Partei oder Wählergruppe ausschei-
den. Mitglieder aus einer Fraktion nach
Absatz 4 können ihre Fraktion durch
schriftliche Erklärung gegenüber der
oder dem Vorsitzenden der Gemein-
devertretung verlassen.

(4) Fraktionslose Gemeindevertreterinnen
und -vertreter können sich durch
schriftliche Erklärung gegenüber der
oder dem Vorsitzenden der Gemein-
devertretung zu einer Fraktion zusam-
menschließen oder einer Fraktion mit
deren Zustimmung beitreten.

(5) Die Mindestzahl der Mitglieder einer
Fraktion beträgt zwei. Die Fraktionen
sind entsprechend der Benennung der
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und Bürgern in der Europäischen Union ei-
nen breiten Konsens über die Tiefe der eu-
ropäischen Integration zu erzielen. Für die
diesbezügliche Diskussion in Deutschland
erbringen die Kommunen einen erhebli-
chen Anteil, denn in zwischenzeitlich fast
200 Städten, Gemeinden und Kreisen

werden so genannte „Rathausgespräche
zur Europäischen Verfassung” abgehal-
ten, die die konkrete Gelegenheit bieten,
diese grundlegenden europäischen Ver-
fassungsfragen vor Ort zu diskutieren und
im Bewusstsein der Bevölkerung zu ver-
ankern.

Die Autoren:
Dr. Gerd Landsberg ist Geschäftsführen-
des Präsidialmitglied des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes, Berlin.
Uwe Zimmermann ist stellvertretender Di-
rektor des Europabüros des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes, Brüssel.

Aus der Rechtsprechung
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politischen Parteien oder Wählergrup-
pen in den Wahlvorschlägen zur Ge-
meindewahl zu bezeichnen.

Ausdrücklich sind damit in § 32 a Abs. 3
GO zwei Formen des Ausscheidens aus
einer Fraktion geregelt, nämlich einmal
das automatische Ausscheiden durch
Ausscheiden aus der Partei oder Wähler-
gruppe und das Ausscheiden durch Er-
klärung gegenüber der oder dem Vorsit-
zen den der Gemeindevertretung, wobei
die erste Möglichkeit für die Fraktionsmit-
glieder gilt, die zwangsweise eine Fraktion
bilden und die zweite Möglichkeit für die
Fraktionsrnitglieder, die sich freiwillig zu ei-
ner Fraktion zusammengeschlossen oder 
einer solchen angeschlossen haben. Aus-
drücklich räumt das Gesetz somit der
Fraktion der Klägerin nicht die Möglichkeit
ein, durch Erklärung gegenüber der oder
dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung aus ihrer Fraktion auszuscheiden, da
sie aufgrund ihrer Parteizugehörigkeit
zwangsweise der Fraktion angehört hat.
Wären diese Regelungen abschließend,
wären sie verfassungswidrig, da sie nicht
mit freiem Mandat des Gemeindevertre-
ters zu vereinbaren sind.
Unstreitig können auch Gemeindevertre-
ter das freie Mandat für sich beanspru-
chen (vgl. Schliesky, Die Gemeinde 2000,
271 [276] m.w.N.). Entgegen der Ansicht
des Verwaltungsgerichts beschränkt sich
das freie Mandat aber nicht nur auf das
Antragsrecht, das Rederecht, das Teilnah-
merecht und das Stimmrecht. Zum verfas-
sungsrechtlich verbürgten Recht des Ab-
geordneten gehört, sich mit anderen Ab-
geordneten zu einer Fraktion zusammen-
zuschließen (BVerwGE, 43, 142 [149; 70,
324 [354]; 80, 188 [218]). Diesem An-
spruch trägt § 10 GO BT Rechnung. Da-
nach können Bundestagsabgeordnete als
Mitglieder derselben Partei oder solcher
Parteien, die auf Grund gleichgerichteter
politischer Ziele in keinem Land miteinan-
der im Wettbewerb stehen, eine Fraktion
bilden. Ein Zwang, eine Fraktion zu bilden,
besteht für Bundestagsabgeordnete
nicht. Auch Parteimitgliedern steht es frei,
aus der Fraktion, der sie einmal beigetre-
ten sind, wieder auszuscheiden oder ihr
bei der Bildung gar nicht erst beizutreten.
So hat das Bundesverfassungsgericht be-
reits 1976 (E 43, 142 [149]) entschieden:
„Die Frage, ob und inwieweit sich Abge-
ordnete eines Parlaments nach dessen
Geschäftsordnung zu einer Fraktion zu-
sammenschließen können, betrifft – auch
nach bayerischem Verfassungsrecht – un-
mittelbar den verfassungsrechtlichen Ab-
geordnetenstatus.” Geht es in dieser Ent-
scheidung zwar um die Bildung einer Frak-
tion, zeigen doch die Formulierungen
„können“ sowie „ob und inwieweit“, dass
dem Recht auf Fraktionsbildung das
Recht entspricht, dieses nicht zu tun.
Wenn dieses Recht den Bundes- und
Landtagsabgeordneten zusteht, kann für
Gemeindevertreter nicht anderes gelten;

denn auch die Gemeindevertreter haben
ein freies Mandat, auch wenn die Gemein-
devertretung kein Parlament, sondern Or-
gan einer Selbstverwaltungskörperschaft
ist, die Gemeindebürger repräsentiert
(BVerwGE 90, 104f). 
Eine Einschränkung des freien Mandats ist
auch nicht erforderlich, um die Funktions-
fähigkeit der Gemeindevertretung aufrecht
zu erhalten. Der Funktionsfähigkeit der
Gemeindevertretung dient die Bildung von
Fraktionen, da sie den technischen Ablauf
der Meinungsbildung in der Vertretungs-
körperschaft, in der sie tätig sind, in ge-
wissem Grade zu steuern und zu erleich-
tern haben (BVerfGE 20, 56 [104]). Daher
ist es gerechtfertigt, z.B. eine Fraktions-
mindeststärke festzusetzen oder be-
stimmte Antragsrechte den Fraktionen
vorzubehalten. Die Funktionsfähigkeit der
Gemeindevertretung wird durch fraktions-
lose Mitglieder – unabhängig ob sie einer
Partei angehören oder nicht – jedoch nicht
beeinträchtigt. Beeinträchtigt wird allen-
falls der Einfluss der Parteien. Diese haben
durch die Bildung von Fraktionen in den
Vertretungen größeren Einfluss auf die Ge-
meindevertreter, auch wenn es keinen
Fraktionszwang gibt. Wenn schon auf
Bundes- und Landesebene der geringere
Einfluss der Parteien auf fraktionslose Par-
teimitglieder kein Grund ist, diese Situati-
on zu verhindern, muss dies auf Gemein-
deebene erst recht gelten. Die Verbunden-
heit des Gemeindevertreters mit den Bür-
gern ist bedeutend enger als auf Bundes-
ebene. Der Einfluss und die Bedeutung
der Parteien ist entsprechend geringer. So
ist eine parteiübergreifende Abstimmung
auch eher die Regel als die Ausnahme. Im
Übrigen ist es auch eher Aufgabe der Par-
tei als des Gesetzgebers, fraktionslose
Parteimitglieder zu verhindern. Wenn sie
im Fraktionsaustritt ein parteischädigen-
des Verhalten sieht, kann sie ein Partei-
ausschlussverfahren anstrengen. Im Fall
der Klägerin hat sie dies nicht so gesehen.
Wenn es somit keine Rechtfertigung gibt,
dass Parteimitglieder nur dann aus der
Fraktion ausscheiden können, wenn sie
aus der Partei austreten, ist § 32 a GO nur
dann verfassungsgemäß, wenn diese Re-
gelung nicht abschließend ist, sondern ei-
ne verfassungskonforme Auslegung er-
möglicht. Grenzen werden der verfas-
sungskonforrnen Auslegung durch den
Wortlaut und den Gesetzeszweck gezo-
gen. Ein Normverständnis, das mit dem
Wortlaut nicht mehr in Einklang zu bringen
ist, kann durch verfassungskonforme Aus-
legung ebenso wenig gewonnen werden
wie ein solches, das in Widerspruch zu
dem klar erkennbaren Willen des Geset-
zes treten würde (BVerfGE 95, 64 [93]).
Der Wortlaut spricht nicht für eine absch-
ließende Regelung, er ist vielmehr offen.
Hätte der Gesetzgeber diese Regelung als
abschließend ansehen wollen, hätte er
dies mit den Worten „nur“ oder „aus-
schließlich“ verdeutlichen können.

Auch die systematische Auslegung zwingt
nicht dazu, die Regelungen als abschlie-
ßend anzusehen. Entgegen der Auffas-
sung des Verwaltungsgerichts hat der Ge-
setzgeber nämlich nur scheinbar jeweils
korrespondierende Vorschriften über das
Entstehen bzw. den Beitritt zu einer Frak-
tion zu den Regelungen über das Verlas-
sen einer Fraktion erlassen. Zwar korre-
spondiert die Regelung, dass Mitglieder,
die derselben Partei angehören, eine Frak-
tion bilden, mit § 32 a Abs. 3 Satz 1 GO,
dass sie aus der Fraktion ausscheiden,
wenn sie aus der Partei ausscheiden.
Ebenso entspricht die Bildung bzw. der
Beitritt zu einer Fraktion durch Erklärung
ihrem Ausscheiden durch Erklärung. Da-
mit sind aber nicht .alle Konstellationen er-
fasst. Nicht geregelt ist, was mit einem
Gemeindevertreter geschieht, der zwar
Mitglied einer in der Gemeindevertretung
vertretenen Partei ist, aber nicht auf deren
Liste kandidiert, sondern als unabhängi-
ger Kandidat gewählt worden ist. Er wäre
nach § 32 a Abs. 1 Nr. l GO Mitglied der
Fraktion seiner Partei, obwohl er gerade
nicht unter dem Namen dieser Partei kan-
didiert hat und gewählt worden ist. Stelle
man sich jetzt noch vor, dass dieses Par-
teimitglied nicht als unabhängiger Kandi-
dat, sondern auf der Liste einer Wähler-
gruppe in die Gemeindevertretung ge-
wählt worden ist, würde er zwei Fraktionen
angehören, wobei er die Fraktion der
Wählergruppe nicht einmal verlassen
könnte. Ausdrücklich ist nämlich nur gere-
gelt, dass Mitglieder einer Wählervereini-
gung aus der Fraktion ausscheiden, wenn
sie aus der Wählergruppe ausscheiden.
Gebildet wird die Fraktion einer Wähler-
gruppe allerdings nicht nur durch deren
gewählte Mitglieder, sondern durch die auf
Vorschlag der Wählergruppe gewählten
Gemeindevertreter. Durch Gesetz zur Än-
derung wahlrechtlicher Vorschriften vom
8. Dezember 1995 (GVOBl. S. 480) ist die
bisher im Gemeinde- und Kreiswahlgesetz
vorgesehene Koppelung, dass nur Mitglie-
der der Partei oder Wählergruppe für sie
als Bewerber auftreten konnten, aufgege-
ben worden. Während parteilose Bewer-
ber für eine Partei bei ihrer Wahl sich der
Fraktion der Partei, für die sie kandidiert
haben, ausdrücklich anschließen müssen,
wenn sie ihr angehören wollen und sie ent-
sprechend durch Erklärung wieder verlas-
sen können, werden Listenbewerber einer
Wählergruppe, auch ohne dass sie Mit-
glied der Wählergruppe sind, nach § 32 a
Abs. 1 Nr. 2 GO automatisch Mitglied die-
ser Fraktion, ohne dass eine Austrittsmög-
lichkeit vorgesehen ist. Von einer abschlie-
ßenden, in sich stimmigen Regelung kann
daher keine Rede sein. 
Auch die historische Auslegung zwingt
nicht zur Annahme einer abschließenden
Regelung. Selbst wenn man mit dem Ver-
waltungsgericht davon ausgeht, dass der
Gesetzgeber noch 1990 eine feste Zuord-
nung zwischen Partei- bzw. Wählergrup-
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penzugehörigkeit und Fraktionszugehö-
rigkeit festschreiben wollte, indem er das
vereinfachte Ausscheiden aus der Fraktion
einer Wählergruppe abgeschafft hat, und
damit möglicherweise eine abschließende
Regelung beabsichtigt hat, hat er diese
feste Zuordnung 1995 durch die Ände-
rung des Gemeinde- und Kreiswahlgeset-
zes wieder aufgehoben (s.o.). Es ist auch
nicht anzunehmen, dass er bestimmten
Gemeindevertretern das Recht, aus ihrer
Fraktion auszuscheiden gänzlich abspre-
chen wollte, so dass diese sogar ihr Man-
dat niederlegen müssten, um ihre Fraktion
zu verlassen.
Da nur die Auslegung von § 32 a GO, dass
auch ein Fraktionsaustritt bei gleichzeiti-
gem Verbleib in der Partei wirksam ist, ver-
fassungskonform ist, ist die Vorschrift so
auszulegen. Einer Vorlage an das Bundes-
verfassungsgericht bedarf es daher nicht,
sie wäre unzulässig.
Gründe, die Revision zuzulassen (§ 132
Abs. 2 VwGO), bestehen nicht.

KAG § 6 Abs. 2, LAbfWG § 3 Abs. 2,
LAbfWG § 3 a, LAbfWG § 5 Abs. 2 Nr.
2, LAbfWG § 5 Abs. 2 Nr. 3 b, LAbfWG
§ 5 Abs. 2 Nr. 3 d, KrW-/AbfG § 15,
KrW-/AbfG § 16 Abs. 1 

Abfallgebühr, Grundgebühr, Zu-
satzgebühr, Gebührensatz, Behäl-
tergrundgebühr, Kalkulation, Nach-
kalkulation, Vorhaltekosten, Fixko-
sten, Überdeckung, Rückstellung,
Planungskosten, frustrierte Pla-
nungskosten, stillgelegte Deponie,
nicht verwirklichte Abfallentsor-
gungsanlage

Schl.-Holst. OVG, Urteil vom 22. Okto-
ber 2003, - AZ: 2 LB 148/02 
1.Sind die Vorhaltekosten pro Haushalt

unabhängig vom Abfuhrrythmus bis zu
einem Behälterfüllvolumen von 120 Li-
tern in etwa vergleichbar, kann insoweit
eine einheitliche Grundgebühr erhoben
werden.

2.Vorhaltekosten Dritter, die für den Träger
der Abfallbeseitigungseinrichtung tätig
werden (Fremdleister), sind nicht gleich-
bedeutend mit Vorhaltekosten des Trä-
gers der Abfallbeseitigungseinrichtung,
deretwegen allein dieser zur Erhebung
von Grundgebühren berechtigt ist.

3.Ein an einen Fremdleister zu zahlendes
Mindestentgelt für die Behandlung einer
Mindestabfallmenge ist zwar ein Fixum,
wenn die Mindestmenge nicht angelie-
fert wird, gleichwohl handelt es sich
nicht um Kosten für eine Vorhaltelei-
stung.

4.Grund- und Zusatzgebühren sind Ent-
gelte für unselbständige Teilleistungen
(Vorhalteleistung und Entsorgungslei-
stung), die erst in der Summe die Ge-
bühr für die Abfallentsorgung darstellen.
Ist die Grundgebühr überhöht, hat dies
auch Auswirkungen auf die Recht-
mäßigkeit der Zusatzgebühr. Es muss
der abgabenerhebenden Körperschaft

überlassen bleiben, das Verhältnis von
Grund- und Zusatzgebühr neu zu regeln
bzw. auf die Erhebung von Grundge-
bühren gänzlich zu verzichten.

5.Hat nach einer vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Träger der Abfallbeseiti-
gungseinrichtung ein Dritter eine Abfall-
beseitigungsanlage zu planen und zu
errichten, entstehen dem Träger der Ab-
fallbeseitigungseinrichtung keine Pla-
nungs- und Untersuchungskosten im
Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 3 b LAbfWG,
wenn diese Kosten über vom Einrich-
tungsträger zu zahlende Nutzungsent-
gelte nach Inbetriebnahme der Anlage
abgedeckt werden sollen.

6.Der Träger der Abfallbeseitigungsein-
richtung hat nicht nur die aktuelle Ent-
sorgung bestimmter anfallender und
überlassener Abfälle (§ 3 Abs. 2
LAbfWG i.V.m. § 15 KrW-/AbfG), son-
dern auch die Entsorgungssicherheit zu
gewährleisten (§ 3 Abs. 2 LAbfWG), ins-
besondere die zur Entsorgung der Ab-
fälle notwendigen Anlagen und Einrich-
tungen vorzuhalten und neue Anlagen
und Einrichtungen rechtzeitig zu planen.
Gemäß § 3a LAbfWG / § 16 Abs. 1 KrW-
/AbfG kann er sich zur Erfüllung dieser
Aufgabe Dritter bedienen. Erleidet der
Dritte einen Schaden, weil der Einrich-
tungsträger aus einem Projekt “aus-
steigt” (frustrierte Planungskosten), den
der Träger der Abfallbeseitigungsein-
richtung zu ersetzen hat, ist der Scha-
den grundsätzlich gebührenfähig.

7.Schäden sind außerordentlicher Auf-
wand, der nur als neutraler Aufwand
verbucht werden kann und regelmäßig
als angenäherter Werteverzehr in fol-
genden Perioden der Kostenrechnung
zu erfassen ist, um so ein realistisches
Bild von normalen Kosten zu erhalten.
Er wird als kalkulatorischer Wagniszu-
schlag berücksichtigt.

8. Die Entscheidung auf wie viele Rech-
nungsperioden ein Schaden wegen
frustrierter Planungskosten zu vertei-
len ist, liegt im pflichtgemäßen Ermes-
sen des Einrichtungsträgers. Sachge-
rechte Ausgangspunkte der Ermes-
sensentscheidung sind – einerseits –
der Zeitraum der potenziellen Nutzung
der nicht in Betrieb gegangenen Anla-
ge und – andererseits – der Zeitraum,
in dem die frustrierten Planungskosten
entstanden sind.

9. Das Verwaltungsgericht hat kalkulato-
rische Leitentscheidungen, den Pro-
gnosespielraum und Ermessensent-
scheidungen des Satzungsgebers zu
respektieren und darf einzelne Kosten-
positionen der Kalkulation nicht ohne
oder gar gegen den Willen des Sat-
zungsgebers verändern.

10. Die fehlerhafte Berechnung von Über-
schüssen aus Vorjahren oder ihre (teil-
weise) Nichtberücksichtigung wirkt
sich nur auf den Gebührensatz der
Rechnungsperiode aus, in der der

Überschuss hätte berücksichtigt wer-
den müssen. Eine Fortschreibung fin-
det nicht statt.

11. Tatsächliche Nachsorgekosten einer
stillgelegten Deponie können gemäß §
5 Abs. 2 Nr. 3 d LAbfWG erst dann ge-
bührenrechtlich Berücksichtigung fin-
den, wenn sie anfallen, ohne dass da-
mit schon entschieden wäre, ob sie
unabhängig von ihrer Art (laufende
oder einmalige Nachsorgekosten) nur
in der Rechnungsperiode zu berück-
sichtigen sind, in der sie anfallen, oder
auf mehrere Jahre zu verteilen sind.

Zum Sachverha l t :

Die Klägerin wendet sich gegen die Erhe-
bung von Abfallgebühren.
Sie macht im Wesentlichen geltend:
Die Grundgebühr für Wenigmüllanlieferer
sei überhöht. Überschüsse aus Vorjahren
seien nicht vollständig an die Gebühren-
zahler zurückgegeben worden. Für die
Nachsorge stillgelegter Deponien dürften
Gebühren nicht erhoben werden. Pla-
nungskosten einer nicht in Betrieb gegan-
genen Anlage seien nicht gebührenfähig.
Die an die MVA K. zu zahlenden Verbren-
nungsentgelte seien überhöht.
Das Verwaltungsgericht hat der Klage
durch Urteil vom 26. August 2002 stattge-
geben. 
Zur Begründung hat das Verwaltungsge-
richt im Wesentlichen ausgeführt: Die Er-
hebung einer haushaltsbezogenen Grund-
gebühr sei weder dem Grunde nach noch
im Hinblick auf den hierfür gewählten Maß-
stab zu beanstanden.
Ebenfalls dem Grunde und der Höhe nach
rechtlich nicht zu beanstanden sei die Ein-
stellung der an die MVA K. zu zahlenden
Verbrennungsentgelte. 
Der Beklagte sei zum Zeitpunkt der Erstel-
lung der erforderlichen Nachberechnung
für die Kalkulationsperioden 1999/2000
nicht gehindert gewesen, die gegenüber
der Ursprungskalkulation veränderten
Rückstellungen, insbesondere für die De-
ponienachsorgemaßnahmen der Deponie
H., zu berücksichtigen. 
Letztlich erwiesen sich indes die kalkulier-
ten Gebührensätze für die Jahre 1999/
2000 und 2001 als mit höherrangigem
Recht deswegen nicht vereinbar, weil der
Beklagte zu Unrecht auch im Gebühren-
haushalt 1999 Rückstellungen für unwäg-
bare Schadensersatzforderungen der
Stadt F. gegen ihn im Zusammenhang mit
der fehlgeschlagenen Errichtung der GA-
RA-Anlage in F. eingestellt habe. 
Die vom Verwaltungsgericht zugelassene
Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den Gründen:

Die zulässige Berufung ist nicht begrün-
det.
Die streitgegenständlichen Abfallgebüh-
renbescheide sind bereits deshalb rechts-
widrig und verletzten die Klägerin in ihren
Rechten, weil der Beklagte überhöhte


